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Im Mittelpunkt des Vorhabens steht die Frage nach der Bedeutung der gesellschaftlichen
Auseinandersetzung mit der Reaktorkatastrophe in Tschernobyl für die Herausbildung und
Weiterentwicklung einer Zivilgesellschaft in der belarussischen, ukrainischen, russischen und litauischen
Sowjetrepublik bzw. deren Nachfolgestaaten und Deutschland. Dabei soll im Rahmen von sechs
Einzelprojekten untersucht werden, wie das Thema Tschernobyl zur Konfliktlinie wurde und aus der Dynamik
der verschiedenen Bewegungen heraus instrumentalisiert wurde bzw. welche zivilgesellschaftlichen
Handlungsmuster und Formen von Öffentlichkeit sich entwickelten. Durchgeführt werden die Forschungen
von Nachwuchswissenschaftlern der Europäischen Humanistischen Universität Vilnius/Minsk, der
ukrainischen Nationaluniversität Kiewer-Mohyla Akademie und der LMU München. Koordinatorin des
Vorhabens ist Dr. Melanie Arndt.
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